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IM NAMEN DER REPUBLIK!

I. Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Dr. Irene HOLZSCHUSTER als Einzelrichterin Uber die
Beschwerde von XXXX , XXXX , StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl
vom 19.02.2018, ZI. 15-1093752008-151700488, nach Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung am 11.02.2019 zu
Recht erkannt:

A) Der Beschwerde wird stattgegeben und XXXX gemafl3 & 3 Abs. 1 AsylG

2005 idgF der Status der Asylberechtigten zuerkannt. GemaR 8§ 3 Abs. 5 AsylG 2005 idgF wird festgestellt, dass XXXX,
damit kraft Gesetzes die FlUchtlingseigenschaft zukommt.

B) Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Dr. Irene HOLZSCHUSTER als Einzelrichterin Uber die
Beschwerde von XXXX , XXXX , StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl
vom 19.02.2018, ZI. 15-1093781501-151700488, nach Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung am 11.02.2019 zu
Recht erkannt:

A) Der Beschwerde wird stattgegeben und XXXX gemal3 & 3 Abs. 1iVm

834 Abs. 2 AsylG 2005 idgF der Status desr Asylberechtigten zuerkannt. Gemal3§ 3 Abs. 5 AsylG 2005 idgF wird
festgestellt, dass XXXX damit kraft Gesetzes die Fllichtlingseigenschaft zukommt.
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B) Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Ill. Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Dr. Irene HOLZSCHUSTER als Einzelrichterin Gber die
Beschwerde von XXXX , geb. XXXX , StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und
Asyl vom 19.02.2018, ZI. 16-1134911108-161538513, nach Durchfihrung einer mundlichen Verhandlung am
11.02.2019 zu Recht erkannt:

A) Der Beschwerde wird stattgegeben und XXXX gemal3 8 3 Abs. 1iVm

834 Abs. 2 AsylG 2005 idgF der Status des Asylberechtigten zuerkannt. GemafR§ 3 Abs. 5 AsylG 2005 idgF wird
festgestellt, dass XXXX damit kraft Gesetzes die Fllchtlingseigenschaft zukommt.

B) Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

IV. Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Dr. Irene HOLZSCHUSTER als Einzelrichterin Gber die
Beschwerde von XXXX, geb. XXXX , StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und
Asyl vom 13.09.2018, ZI. 18-1205258103-180841930, nach Durchfihrung einer mundlichen Verhandlung am
11.02.2019 zu Recht erkannt:

A) Der Beschwerde wird stattgegeben und XXXX gemal3 8 3 Abs. 1iVm

834 Abs. 2 AsylG 2005 idgF der Status des Asylberechtigten zuerkannt. GemafR§ 3 Abs. 5 AsylG 2005 idgF wird
festgestellt, dass XXXX damit kraft Gesetzes die Flichtlingseigenschaft zukommt.

B) Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:

1. Die Erstbeschwerdefuhrerin (BF1) reiste gemeinsam mit ihrem Ehemann, dem Zweitbeschwerdefihrer (BF2), unter
Umgehung der Grenzkontrollen in das Osterreichische Bundesgebiet ein. Der

gemeinsame Sohn (BF3) wurde am XXXX in Osterreich geboren und die

gemeinsame Tochter (BF4) wurde am XXXX in Osterreich geboren. Die Erstbeschwerdefiihrerin und der
Zweitbeschwerdefuhrer stellten am 04.11.2015 bzw. am 08.11.2016 bzw. am 05.09.2018 fir sich und ihren beiden
minderjahrigen Kindern die gegenstandlichen Antrage auf internationalen Schutz. Die Beschwerdefiihrer gehdéren der
Volksgruppe der Tadschiken an und bekennen sich zum schiitischen Glauben.

1.1. Im Verlauf der Erstbefragung durch Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes am 05.11.2015 gab die BF1 im
Beisein eines Dolmetschers fur die Sprache Dari zusammengefasst an, dass sie ihr Heimatland wegen einer
Zwangsheirat verlassen habe. Frauen hatten keine Rechte und wirde die Familie in Afghanistan entscheiden, wer wen
heirate.

1.2. Am 01.03.2017 wurde die BF1 vor dem Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl (Kurzbezeichnung BFA; in der Folge
belangte Behorde genannt) im Beisein eines Dolmetschers fur die Sprache Dari niederschriftlich einvernommen.
Befragt zu ihren Fluchtgrinden gab die BF1 an, dass sie in Herat geboren und aufgewachsen sei. Ihr Vater habe sie
zwangsverheiraten wollen, weshalb sie mit ihrem jetzigen Ehemann (BF2) geflohen sei. Im Falle einer Rickkehr wiirde
sie und ihr Ehemann von dem Mann, den sie heiraten hatte sollen, getotet werden. In Afghansitan habe sie keine
Rechte gehabt. Sie kénne in Osterreich arbeiten und lernen, in Afghanistan habe sie dies nicht machen kénnen.

1.3. Mit Bescheiden vom 19.02.2018 bzw. 13.09.2018 wies das BFA die Antrage der Beschwerdefihrer auf
internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemaf38 3 Abs. 1 AsylG
(Spruchpunkt I.) sowie hinsichtlich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten gema3 8 8 Abs. 1
AsylG (Spruchpunkt Il) ab, erteilte keinen Aufenthaltstitel aus berlcksichtigungswtirdigen Griinden gemaf§ 57 AsylG,
erlieB gemaR 8§ 52 Abs. 2 Z 2 FPG eine Ruckkehrentscheidung und stellte gemaR§ 52 Abs. 9 FPG fest, dass eine
Abschiebung nach Afghanistan zuldssig sei (Spruchpunkt IIl,, IV., V.). Gemal3 8 55 Abs. 1 bis 3 FPG wurde eine Frist von
14 Tagen fur die freiwillige Ausreise festgelegt (Spruchpunkt VI).
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1.4. Mit Verfahrensanordnung der belangten Behérde vom 20.02.2018 bzw. 14.09.2018 wurde den Beschwerdeflhrern
gemal § 52 Abs. 1 BFA-VG flr das Beschwerdeverfahren amtswegig eine Rechtsberatung zur Seite gestellt.

2. Gegen die zuvor genannten Bescheide wurde von den Beschwerdefiihrern fristgerecht Beschwerde erhoben.

3. Am 11.02.2019 fand vor dem Bundesverwaltungsgericht eine 6ffentliche mindliche Verhandlung statt, an der das
Bundesamt als weitere Partei des Verfahrens nicht teilnahm. Die modern gekleidete BF1 fuhrte entscheidungsrelevant
zusammengefasst aus, dass sie in Afghanistan gezwungen worden sei, eine Burka und lange Kleidung zu tragen. In
Afghanistan sei es ihr grof3ter Traum gewesen, zu lernen und einen Beruf auszutiben. Sie ware gerne Friseurin
geworden und hatte auch gerne den Flhrerschein gehabt, um mit dem Auto fahren zu kénnen. Dies alles habe sie
jedoch nicht diirfen. In Osterreich habe sie einen Deutschkurs gemacht und die A2 Prifung bestanden. In Osterreich
gehe sie alleine einkaufen, mache Behérdengange, treffe sich mit Freunden. Sie verwalte das Geld und besitze eine
Bankomatkarte. In Afghanistan habe sie nichts machen durfen. Alles was sie interessiert habe, habe sie nicht machen
dirfen. In Osterreich wolle sie den Fiihrerschein machen, sie strebe eine Ausbildung an und wolle arbeiten. Sie habe
bereits ehrenamtlich beim Roten Kreuz gearbeitet. Der BF2 gab an, bereits in der Gemeinde in Osterreich gearbeitet zu
haben, er habe die StraBen geputzt und Schnee gekehrt. Er freue sich, dass die BF1 ein selbstéandiges Leben hier in
Osterreich fiihren kénne und unterstiitze sie dabei. Er sei in Afghansitan Schneider gewesen und wolle diesen Beruf
auch in Osterreich ausiiben. Die BF1 wiinsche sich, dass ihre Kinder nicht das erleben miissen, was sie erlebt habe.
Weiters wunsche sie sich, dass die Kinder in die Schule gehen und sich bilden kénnen und sie einfach das machen
konnen, was ihnen Freude bereitet. In der Freizeit treffe sich die Familie mit dsterreichischen Freunden, sie wirden
spazieren gehen oder Fahrrad fahren. In weiterer Folge wurde ein Konvolut an Integrationspapieren vorgelegt.

AbschlieBend wurden Landerfeststellungen zur Lage in Afghanistan erortert. Herangezogen wurden das
Landerinformationsblatt der Staatendokumentation, Afghanistan, Stand 23.11.2018 und die UNHCR-Richtlinien zur
Feststellung des internationalen Schutzbedarfs afghanischer Asylsuchender vom 30.08.2018.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Die Beschwerdeflhrer, afghanische Staatsangehorige, sind Schiiten und gehéren der Volksgruppe der Tadschiken an.
Die BF1 und ihre Familie stammen aus der Provinz Herat. Die BF1 durfte in Afghanistan keine Schule besuchen. Sie hat
keinen Beruf erlernt. Sie war in Afghanistan gezwungen, sich strengen Bekleidungsvorschriften zu unterwerfen. In
Osterreich erlernt sie die deutsche Sprache. Sie zieht sich modern an, verwaltet ihr eigenes Geld. Sie schatzt es
nunmebhr, sich in Osterreich frei entfalten zu kénnen. Sie trifft selbst ihre eigenen Entscheidungen. Sie mdchte in
Osterreich arbeiten. Die Ausbildung ihrer Kinder ist ihr Gberaus wichtig. Der BF2 unterstiitzt die BF1 bei der
Hausarbeit. Die BF1 ist eine junge selbststandige Frau, die in ihrer Wertehaltung und ihrer Lebensweise an dem in
Europa mehrheitlich gelebten Frauen- und Gesellschaftsbild orientiert ist. Sie lebt in Osterreich nicht nach der
konservativ-afghanischen Tradition, lehnt die Umstdnde und Lebensverhdltnisse fur Frauen in Afghanistan ab und
kann sich nicht vorstellen, nach der konservativ-afghanischen Tradition zu leben. Die BF1 beabsichtigt, in Osterreich
einer Arbeit nachzugehen, um berufliche Selbststandigkeit zu erlangen. Diese Einstellung steht im Widerspruch zu den
nach den Landerfeststellungen im Herkunftsstaat bestehenden traditionalistisch-religios gepragten gesellschaftlichen
Auffassungen hinsichtlich Bewegungsfreiheit und Zugang zur Erwerbstatigkeit fur Frauen. Die BF1 wirde im Fall ihrer
Ruckkehr nach Afghanistan auf Grund ihrer nach aul3en hin erkennbaren persénlichen Wertehaltung, die sich
vorrangig in ihrem Wunsch nach Bildung und Unabhéangigkeit dufl3ert, mit mafRgeblicher Wahrscheinlichkeit einer
Verfolgung ausgesetzt sein. Bei der BF1 handelt es sich um eine moderne und aufgeklarte Frau, die mit ihrer Flucht
nach Osterreich zudem ihre Vorstellungen (iber die einer Frau zustehenden Rechte verwirklichen und nach diesen
MaRstében ihr weiteres Leben gestalten will. Sie ist auch bestrebt ihren Kindern in Osterreich ein selbstbestimmtes
und freies Leben zu erméglichen. In Osterreich absolvierten die BF1 und der BF2 Deutschkurse. Der BF2 will einer
Arbeit als Schneider nachgehen.

Die Beschwerdeflhrer sind strafrechtlich unbescholten und nehmen Leistungen aus der Grundversorgung in
Anspruch.

Situation der Frauen in Afghanistan:

Die Lage afghanischer Frauen hat sich in den letzten 15 Jahren zwar insgesamt ein wenig verbessert, jedoch nicht so
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sehr wie erhofft. Wenngleich es in den unterschiedlichen Bereichen viele Fortschritte gab, bedarf die Lage afghanischer
Frauen spezieller Beachtung. Die afghanische Regierung ist bemuht, die Errungenschaften der letzten eineinhalb
Jahrzehnte zu verfestigen - eine Institutionalisierung der Gleichberechtigung von Frauen in Afghanistan wird als wichtig
far Stabilitdt und Entwicklung betrachtet (BFA Staatendokumentation 4.2018; vgl. UNAMA/OHCHR 5.2018). In einigen
Bereichen hat der Fortschritt fir Frauen stagniert, was grof3teils aus der Talibanzeit stammenden, unnachgiebigen
konservativen Einstellungen ihnen gegentber geschuldet ist (BFA Staatendokumentation 4.2018). Viel hat sich seit dem
Ende des Talibanregimes gedndert: Frauen haben das verfassungsmaRige Recht an politischen Vorgangen
teilzunehmen, sie streben nach Bildung und viele gehen einer Erwerbstatigkeit nach (TET 15.3.2018). Artikel 22 der
afghanischen Verfassung besagt, dass jegliche Form von Benachteiligung oder Bevorzugung unter den Biirgern
Afghanistans verboten ist. Die Birger Afghanistans, sowohl Frauen als auch Manner, haben vor dem Gesetz gleiche
Rechte und Pflichten (MPI 27.1.2004). In der Praxis mangelt es jedoch oftmals an der Umsetzung dieser Rechte (AA
5.2018; vgl. UNAMA/OHCHR 5.2018). Die konkrete Situation von Frauen kann sich allerdings je nach regionalem und
sozialem Hintergrund stark unterscheiden (AA 9.2016; vgl. USDOS 20.4.2018). Traditionell diskriminierende Praktiken
gegen Frauen existieren insbesondere in landlichen und abgelegenen Regionen weiter (AA 5.2018).

Bildung

Das Recht auf Bildung wurde den Frauen nach dem Fall der Taliban im Jahr 2001 eingerdumt (BFA
Staatendokumentation 3.7.2014). Laut Verfassung haben alle afghanischen Staatsbirger/innen das Recht auf Bildung
(BFA Staatendokumentation 4.2018; vgl. MPI 27.1.2004). Offentliche Kindergarten und Schulen sind bis zur
Hochschulebene kostenlos. Private Bildungseinrichtungen und Universitaten sind kostenpflichtig. Aufgeschlossene
und gebildete Afghanen, welche die finanziellen Mittel haben, schicken ihre Familien ins Ausland, damit sie dort leben
und eine Ausbildung genieBen konnen (z.B. in die Tirkei); wahrend die Familienvater oftmals in Afghanistan
zuruickbleiben (BFA Staatendokumentation 4.2018).

Eine der Herausforderungen fir alle in Afghanistan tatigen Organisationen ist der Zugang zu jenen Gegenden, die
auBerhalb der Reichweite 6ffentlicher Bildung liegen. Der Bildungsstand der Kinder in solchen Gegenden ist unbekannt
und Regierungsprogramme sind fir sie unzuganglich; speziell, wenn die einzigen verfligbaren Bildungsstatten
Madrassen sind (BFA Staatendokumentation 4.2018).

In den Jahren 2016 und 2017 wurden durch den United Nations Children's Fund (UNICEF) mit Unterstitzung der United
States Agency for International Development (USAID) landesweit 4.055 Dorfschulen errichtet - damit kann die Bildung
von mehr als 119.000 Kindern in landlichen Gebieten sichergestellt werden, darunter mehr als 58.000 Madchen.
Weitere 2.437 Ausbildungszentren in Afghanistan wurden mit Unterstltzung von USAID errichtet, etwa fur Personen,
die ihre Ausbildung in frihen Bildungsjahren unterbrechen mussten. Mehr als 49.000 Student/innen sind in diesen
Ausbildungszentren eingeschrieben (davon mehr als 23.000 Madchen). USAID hat mehr als 154.000 Lehrer ausgebildet
(davon mehr als 54.000 Lehrerinnen) sowie 17.000 Schuldirektoren bzw. Schulverwalter (mehr als 3.000 davon Frauen)
(USAID 10.10.2017).

Sowohl Manner als auch Frauen schlieBen Hochschulstudien ab - derzeit sind etwa 300.000 Student/innen an
afghanischen Hochschulen eingeschrieben - darunter 100.000 Frauen (USAID 10.10.2017).

Dem afghanischen Statistikbiro (CSO) zufolge gab es im Zeitraum 2016-2017 in den landesweit 16.049 Schulen,
insgesamt 8.868.122 Schuler, davon waren 3.418.877 weiblich. Diese Zahlen beziehen sich auf Schiler/innen der Volks-
und Mittelschulen, Abendschulen, Berufsschulen, Lehrerausbildungszentren sowie Religionsschulen. Im Vergleich mit
den Zahlen aus dem Zeitraum 2015-2016 hat sich die Anzahl der Studentinnen um 5,8% verringert (CSO 2017). Die
Gesamtzahl der Lehrer fiir den Zeitraum 2016-2017 betrug 197.160, davon waren 64.271 Frauen. Insgesamt existieren
neun medizinische Fakultdten, an diesen sind 342.043 Studierende eingeschrieben, davon

77.909 weiblich. Verglichen mit dem Zeitraum 2015-2016 hat sich die Anzahl der Frauen um 18.7% erhoht (CSO 2017).

Im Mai 2016 eroffnete in Kabul die erste Privatuniversitdt fir Frauen im Moraa Educational Complex, mit
dazugehdrendem Kindergarten und Schule fir Kinder der Studentinnen. Die Universitat bietet unter anderem
Lehrveranstaltungen fir Medizin, Geburtshilfe etc. an. (TE 13.8.2016; vgl. MORAA 31.5.2016). Im Jahr 2017 wurde ein
Programm ins Leben gerufen, bei dem 70 Madchen aus Waisenhdusern in Afghanistan, die Gelegenheit bekommen
ihre hohere Bildung an der Moraa Universitat geniel3en zu kénnen (Tolonews 17.8.2017).



Im Herbst 2015 erdffnete an der Universitat Kabul der Masterlehrgang fir "Frauen- und Genderstudies" (KP
18.10.2015; vgl. UNDP 10.7.2016). Im Jahr 2017 haben die ersten Absolvent/innen des Masterprogramms den Lehrgang
abgeschlossen: 15 Frauen und sieben Manner, haben sich in ihrem Studium zu Aspekten der
Geschlechtergleichstellung und Frauenrechte ausbilden lassen; dazu zahlen Bereiche wie der Rechtsschutz, die Rolle
von Frauen bei der Armutsbekampfung, Konfliktschlichtung etc. (UNDP 7.11.2017).

Berufstatigkeit

Berufstatige Frauen sind oft Ziel von sexueller Belastigung durch ihre mannlichen Kollegen. Die Akzeptanz der
Berufstatigkeit von Frauen variiert je nach Region und ethnischer bzw. Stammeszugehérigkeit (AA 5.2018). Aus einer
Umfrage der Asia Foundation (AF) aus dem Jahr 2017 geht hervor, dass die Akzeptanz der Berufstatigkeit von Frauen
auBerhalb des Hauses unter den Hazara 82,5% betragt und am hdchsten ist. Es folgen die Usbeken (77,2%), die
Tadschiken (75,5%) und die Paschtunen (63,4%). In der zentralen Region bzw. Hazarajat tragen 52,6% der Frauen zum
Haushaltseinkommen bei, wahrend es im Slidwesten nur 12% sind. Insgesamt sind 72,4% der befragten Afghanen und
Afghaninnen der Meinung, dass Frauen aul3erhalb ihres Hauses arbeiten sollen (AF 11.2017). Die Erwerbstatigkeit von
Frauen hat sich seit dem Jahr 2001 stetig erhéht und betrug im Jahr 2016 19%. Frauen sind dennoch einer Vielzahl von
Hindernissen ausgesetzt; dazu zéhlen Belastigung, Diskriminierung und Gewalt, aber auch praktische Hurden, wie z.B.
fehlende Arbeitserfahrung, Fachkenntnisse und (Aus)Bildung (UNW o. D.).

Nichtsdestotrotz arbeiten viele afghanische Frauen grundlegend an der Veranderung patriarchaler Einstellungen mit.
Viele von ihnen partizipieren an der afghanischen Zivilgesellschaft oder arbeiten im Dienstleistungssektor. Aber noch
immer halten soziale und wirtschaftliche Hindernisse (Unsicherheit, hartnackige soziale Normen, Analphabetismus,
fehlende Arbeitsmoglichkeiten und mangelnder Zugang zu Markten) viele afghanische Frauen davon ab, ihr volles
Potential auszuschopfen (BFA Staatendokumentation 4.2018).

Die Einstellung gegenuber der Berufstatigkeit von Frauen hat sich in Afghanistan in den letzten Jahren geandert; dies
hangt auch mit den NGOs und den privaten Firmen zusammen, die in Afghanistan aktiv sind. Die stadtische
Bevolkerung hat kaum ein Problem mit der Berufstatigkeit ihrer Ehefrauen oder Toéchter. Davor war der Widerstand
gegen arbeitende Frauen grold und wurde damit begrindet, dass ein Arbeitsplatz ein schlechtes Umfeld fir Frauen
darstelle, etc. In den meisten landlichen Gemeinschaften sind konservative Einstellungen nach wie vor prasent und
afghanische Frauen sehen sich immer noch Hindernissen ausgesetzt, wenn es um Arbeit auBerhalb ihres Heimes geht.
Im landlichen Afghanistan gehen viele Frauen, aus Furcht vor sozialer Achtung, keiner Arbeit auBerhalb des Hauses
nach (BFA Staatendokumentation 4.2018).

Das Gesetz sieht zwar die Gleichstellung von Mann und Frau im Beruf vor, jedoch beinhaltet es keine egalitdren
Zahlungsvorschriften bei gleicher Arbeit. Das Gesetz kriminalisiert Eingriffe in das Recht auf Arbeit der Frauen;
dennoch werden diese beim Zugang zu Beschéftigung und Anstellungsbedingungen diskriminiert (USDOS 20.4.2018).

Dennoch hat in Afghanistan aufgrund vieler Sensibilisierungsprogramme sowie Projekte zu Kapazitdtsaufbau und
Geschlechtergleichheit ein landesweiter Wandel stattgefunden, wie Frauen ihre Rolle in- und auBerhalb des Hauses
sehen. Immer mehr Frauen werden sich ihrer Moglichkeiten und Chancen bewusst. Sie beginnen auch wirtschaftliche
Macht zu erlangen, indem eine wachsende Zahl Teil der Erwerbsbevélkerung wird - in den Stadten mehr als in den
landlichen Gebieten. Frauen als Erndhrerinnen mit Verantwortung flir die gesamte Familie wahrend ihr Mann
arbeitslos ist, sind keine Seltenheit mehr. Mittlerweile existieren in Afghanistan oft mehr Arbeitsmdglichkeiten fur
Frauen als fur Manner, da Arbeitsstellen fur letztere oftmals schon besetzt sind. In und um Kabul eréffnen laufend
neue Restaurants, die entweder von Frauen gefiihrt werden oder in ihrem Besitz sind. Der Dienstleistungssektor ist
zwar von Mannern dominiert, dennoch arbeitet eine kleine, aber nicht unwesentliche Anzahl afghanischer Frauen in
diesem Sektor und erledigt damit Arbeiten, die bis vor zehn Jahren fUr Frauen noch als unangebracht angesehen
wurden (und teilweise heute noch werden). Auch soll die Anzahl der Mitarbeiterinnen im Finanzsektor erhoht werden.
In Kabul zum Beispiel eréffnete im Sommer 2017 eine Filiale der First MicroFinance Bank, Afghanistan (FMFB-A), die
nur fUr Frauen gedacht ist und nur von diesen betrieben wird. Diese Initiative soll es Frauen ermoglichen, ihre
Finanzen in einer sicheren und férdernden Umgebung zu verwalten, um soziale und kulturelle Hindernisse, die ihrem
wirtschaftlichen Empowerment im Wege stehen, zu Uberwinden. Geplant sind zwei weitere Filialen in Mazar-e Sharif
bis 2019. In Kabul gibt es eine weitere Bank, die - ausschlieRlich von Frauen betrieben - hauptsachlich fir Frauen da ist
(BFA Staatendokumentation 4.2018).



Eine Position in der Offentlichkeit ist fur Frauen in Afghanistan noch immer keine Selbstverstandlichkeit. Dass etwa der
afghanische Prasident dies seiner Ehefrau zugesteht, ist Zeichen des Fortschritts. Frauen in 6ffentlichen bzw. semi-
offentlichen Positionen sehen sich deshalb durchaus in einer gewissen Vorbildfunktion. So polarisiert die Talent-Show
"Afghan Star" zwar einerseits das Land wegen ihrer weiblichen Teilnehmer und fur viele Familien ist es inakzeptabel,
ihre Téchter vor den Augen der Offentlichkeit singen oder tanzen zu lassen. Dennoch gehért die Sendung zu den
populdrsten des Landes (BFA Staatendokumentation 4.2018).

Politische Partizipation und Offentlichkeit

Die politische Partizipation von Frauen ist rechtlich verankert und hat sich deutlich verbessert. So sieht die afghanische
Verfassung Frauenquoten fur das Zweikammerparlament vor: Ein Drittel der 102 Sitze im Oberhaus (Meshrano Jirga)
werden durch den Prasidenten vergeben; die Halfte davon ist gemal Verfassung fur Frauen bestimmt (AA 9.2016; vgl.
USDOS 20.4.2018). Zurzeit sind 18 Senatorinnen in der Meshrano Jirga vertreten. Im Unterhaus (Wolesi Jirga) sind 64
der 249 Sitze fur Parlamentarierinnen reserviert; derzeit sind 67 Frauen Mitglied des Unterhauses. Das per
Prasidialdekret erlassene Wahlgesetz sieht eine Frauenquote von min. 25% in den Provinzraten vor. Zudem sind min.
zwei von sieben Sitzen in der einflussreichen Wahlkommission (Indpendent Electoral Commission, IEC) fur Frauen
vorgesehen. Die afghanische Regierung veroffentlichte im Janner 2018 einen Strategieplan zur Erhéhung des
Frauenanteils im o6ffentlichen Dienst um 2% fur das Jahr 2018 (AA 5.2018). Drei Afghaninnen sind zu Botschafterinnen
ernannt worden (UNW o.D.). Im Winter 2017 wurde mit Khojesta Fana Ebrahimkhel eine weitere Frau zur afghanischen
Botschafterin (in Osterreich) ernannt (APA 5.12.2017). Dennoch sehen sich Frauen, die in Regierungspositionen und in
der Politik aktiv sind, weiterhin mit Bedrohungen und Gewalt konfrontiert und sind Ziele von Angriffen der Taliban und
anderer aufstandischer Gruppen. Traditionelle gesellschaftliche Praktiken schranken die Teilnahme der Frauen am
politischen Geschehen und Aktivitdten aul3erhalb des Hauses und der Gemeinschaft weiterhin ein. Der Bedarf einer
mannlichen Begleitung bzw. einer Arbeitserlaubnis ist weiterhin gangig. Diese Faktoren sowie ein Mangel an Bildung
und Arbeitserfahrung haben wahrscheinlich zu einer mannlich dominierten Zusammensetzung der Zentralregierung
beigetragen (USDOS 20.4.2018).

Informationen zu Frauen in NGOs, den Medien und den afghanischen Sicherheitskraften kénnen den Kapiteln 8.
"NGOs und Menschenrechtsaktivisten”, 11. "Meinungs- und Pressefreiheit" und 5. "Sicherheitsbehérden" entnommen
werden; Anmerkung der Staatendokumentation.

Strafverfolgung und rechtliche Unterstutzung

Afghanistan verpflichtet sich in seiner Verfassung durch die Ratifizierung internationaler Konventionen und durch
nationale Gesetze, die Gleichberechtigung und Rechte der Frauen zu achten und zu starken. In der Praxis mangelt es
jedoch oftmals an der praktischen Umsetzung dieser Rechte (AA 5.2018; vgl. MPI 27.1.2004). Viele Frauen sind sich
ihrer in der Verfassung garantierten und auch gewisser vom Islam vorgegebener, Rechte nicht bewusst. Eine
Verteidigung ihrer Rechte ist in einem Land, in dem die Justiz stark konservativ-traditionell gepragt und Gberwiegend
von mannlichen Richtern oder traditionellen Stammesstrukturen bestimmt wird, nur in eingeschranktem Male
moglich (AA 5.2018; vgl. USDOS 20.4.2018). Staatliche Akteure aller drei Gewalten sind haufig nicht in der Lage oder auf
Grund tradierter Wertevorstellungen nicht gewillt, Frauenrechte zu schiitzen. Gesetze zum Schutz und zur Férderung
der Rechte von Frauen werden nur langsam umgesetzt. Das Personenstandsgesetz enthalt diskriminierende
Vorschriften fur Frauen, insbesondere in Bezug auf Heirat, Erbschaft und Beschrankung der Bewegungsfreiheit (AA
9.2016).

Viele Gewaltfdlle gelangen nicht vor Gericht, sondern werden durch Mediation oder Verweis auf traditionelle
Streitbeilegungsformen (Schuren und Jirgas) verhandelt. Traditionelle Streitbeilegung fuhrt oft dazu, dass Frauen ihre
Rechte, sowohl im Strafrecht als auch im zivilrechtlichen Bereich wie z. B. im Erbrecht, nicht gesetzeskonform
zugesprochen werden. Viele Frauen werden darauf verwiesen, den "Familienfrieden" durch Ruckkehr zu ihrem
Ehemann wiederherzustellen (AA 5.2018). Andere Frauen, die nicht zu ihren Familien zurtickkehren konnen, erhalten in
einigen Fallen Unterstitzung vom Ministerium flr Frauenangelegenheiten und Nichtregierungsinstitutionen, indem
Ehen fur diese arrangiert werden (USDOS 20.4.2018). Eine erhdhte Sensibilisierung seitens der afghanischen Polizei
und Justiz fuhrt zu einer sich langsam, aber stetig verbessernden Lage der Frauen in Afghanistan. Insbesondere die
Schaffung von auf Frauen spezialisierte Staatsanwaltschaften in einigen Provinzen hatte positive Auswirkungen (AA
9.2016). Um Frauen und Kindern, die Opfer von hauslicher Gewalt wurden, beizustehen, hat das Innenministerium



(Mol) landesweit Family Response Units (FRU) eingerichtet. Die FRU sind mit Fachleuten wie Psychologen und
Sozialarbeitern besetzt, welche die Opfer befragen und aufkldren und ihre physische sowie psychische medizinische
Behandlung nachverfolgen. Im Jahr 2017 existierten 208 FRU im Land (USDOD 12.2017).

EVAW-Gesetz

Das Law on Elimination of Violence against Women (EVAW-Gesetz) wurde durch ein Prasidialdekret im Jahr 2009
eingefihrt und ist eine wichtige Grundlage fir den Kampf gegen Gewalt gegen Frauen - inklusive der weit verbreiteten
hauslichen Gewalt (AA 5.2018). Das EVAW-Gesetz ist nach wie vor in seiner Form als eigenstandiges Gesetz gultig
(Pajhwok 11.11.2017; vgl. UNN 22.2.2018); und bietet rechtlichen Schutz fir Frauen (UNAMA 22.2.2018).

Das EVAW-Gesetz definiert fuUnf schwere Straftaten gegen Frauen:

Vergewaltigung, Zwangsprostitution, die Bekanntgabe der Identitat eines Opfers, Verbrennung oder Verwendung von
chemischen Substanzen und erzwungene Selbstverbrennung oder erzwungener Selbstmord. Dem EVAW-Gesetz
zufolge muss der Staat genannte Verbrechen untersuchen und verfolgen, auch, wenn die Frau die Beschwerde nicht
einreichen kann bzw. diese zurlckzieht. Dieselben Taten werden auch im neuen afghanischen Strafgesetzbuch
kriminalisiert (UNAMA/OHCHR 5.2018). Das EVAW-Gesetz wird jedoch weiterhin nur unzureichend umgesetzt. Frauen
kdnnen sich grundsatzlich, abgesehen von groRen Stadten wie Kabul, Herat oder Mazar-e Sharif nicht ohne einen
mannlichen Begleiter in der Offentlichkeit bewegen. Es gelten strenge soziale Anforderungen an ihr 3uReres
Erscheinungsbild in der Offentlichkeit, deren Einhaltung sie jedoch nicht zuverlassig vor sexueller Belastigung schiitzt
(AA 5.2018).

Frauenhauser

Nichtregierungsorganisation in Afghanistan betreiben etwa 40 Frauenhduser, zu denen auch Rechtsschutzblros und
andere Einrichtungen flr Frauen, die vor Gewalt fliehen, zahlen. Alle Einrichtungen sind auf Spenden internationaler
Gruppen angewiesen - diese Einrichtungen werden zwar im Einklang mit dem afghanischen Gesetz betrieben, stehen
aber im Widerspruch zur patriarchalen Kultur in Afghanistan. Oftmals versuchen Vater ihre Tochter aus den
Frauenhdusern zu holen und sie in Beziehungen zurlickzudrangen, aus denen sie geflohen sind, oder Ehen mit alteren
Méannern oder den Vergewaltigern zu arrangieren (NYT 17.3.2018). Die EVAW-Institutionen und andere Einrichtungen,
die Gewaltmeldungen annehmen und fir die Schlichtung zustdndig sind, bringen die Gewaltopfer wahrend des
Verfahrens oft in Schutzhauser (z. B. Frauenhauser) (UNAMA/OHCHR 5.2018).

Weibliche Opfer von hdauslicher Gewalt, Vergewaltigung oder Zwangsehe sind meist auf Schutzmoglichkeiten
auBerhalb der Familie angewiesen, da die Familie oft fir die Notlage (mit-)verantwortlich ist. Landesweit gibt es in den
groBen Stadten Frauenhduser, deren Angebot sehr oft in Anspruch genommen wird. Manche Frauen finden
vorubergehend Zuflucht, andere wiederum verbringen dort viele Jahre (AA 5.2018). Die Frauenhduser sind in der
afghanischen Gesellschaft hochst umstritten, da immer wieder Gerlchte gestreut werden, diese Hauser seien Orte fiir
unmoralische Handlungen und die Frauen in Wahrheit Prostituierte (AA 5.2018; vgl. NYT 17.3.2018). Sind Frauen erst
einmal im Frauenhaus untergekommen, ist es fUr sie sehr schwer, danach wieder in ein Leben auRerhalb
zuruckzufinden. Das Schicksal von Frauen, die auf Dauer weder zu ihren Familien noch zu ihren Ehemannern
zurlickkehren kdnnen, ist bisher ohne Perspektive. Fir diese erste "Generation" von Frauen, die sich seit Ende der
Taliban-Herrschaft in den Schutzeinrichtungen eingefunden haben, hat man in Afghanistan bisher keine Ldsung
gefunden. Generell ist in Afghanistan das Prinzip eines individuellen Lebens weitgehend unbekannt. Auch
unverheiratete Erwachsene leben in der Regel im Familienverband. Fur Frauen ist ein alleinstehendes Leben auRerhalb
des Familienverbandes kaum moglich und wird gemeinhin als unvorstellbar oder ganzlich unbekannt beschrieben (AA
5.2018). Die EVAW-Institutionen konsultieren in der Regel die Familie und das Opfer, bevor sie es in ein Frauenhaus
bringen (UNAMA/OHCHR 5.2018).

Gewalt gegen Frauen: Vergewaltigung, Ehrenverbrechen und Zwangsverheiratung

Sexualisierte und geschlechtsspezifische Gewalt ist weit verbreitet und kaum dokumentiert. Gewalttaten gegen Frauen
und Madchen finden zu Uber 90% innerhalb der Familienstrukturen statt. Die Gewalttaten reichen von
Korperverletzung und Misshandlung Uber Zwangsehen bis hin zu Vergewaltigung und Mord (AA 5.2018). Zu
geschlechtsspezifischer und sexueller Gewalt zéhlen aulierdem noch die Praxis der badal-Hochzeiten (Frauen und
Madchen, die im Rahmen von Heiratsabmachungen zwischen Familien getauscht werden, Anm.) bzw. des ba'ad



(Madchen, die zur Konfliktlésung abgegeben werden, Anm.) (BFA Staatendokumentation 4.2018; vgl. TD 4.12.2017).
Dem Bericht der AIHRC zufolge wurden flr das Jahr 2017 4.340 Falle von Gewalt gegen Frauen registriert. Die Anzahl
der gemeldeten Gewaltvorfalle und der Gewaltopfer steigt (AIHRC 11.3.2018).

Soziale Medien in Afghanistan haben Frauen und Madchen neue Méglichkeiten erdffnet, um ihr Schicksal zu teilen. In
den Medien ist der Kampf afghanischer Frauen, Madchen und Buben gegen geschlechtsspezifische und sexuelle
Gewalt in all ihren Formen tiefgrindig dokumentiert. Die afghanische Regierung hat anerkannt, dass
geschlechtsspezifische Gewalt ein Problem ist und eliminiert werden muss. Das soll mit Mitteln der Rechtsstaatlichkeit
und angemessenen Vollzugsmechanismen geschehen. Zu diesen zdhlen das in Afghanistan eingefihrte EVAW-Gesetz
zur Eliminierung von Gewalt an Frauen, die Errichtung der EVAW-Kommission auf nationaler und lokaler Ebene und die
EVAW-Strafverfolgungseinheiten. Auch wurden Schutzzentren fur Frauen errichtet und die Rekrutierung von Frauen in
der Polizei verstarkt. Mittlerweile existieren flr Frauen 205 Spezialeinsatzeinheiten, die hauptsachlich von weiblichen
Mitarbeiterinnen der afghanischen Nationalpolizei geleitet werden (BFA Staatendokumentation 4.2018).

Legales Heiratsalter:

Das Zivilgesetz Afghanistans definiert fur Madchen 16 Jahre (15 Jahre, wenn dies von einem Elternteil bzw. einem
Vormund und dem Gericht erlaubt wird) und fir Burschen 18 Jahre als das legale Mindestalter flr Vermahlungen
(USDOS 20.4.2018; vgl. AA 5.2018). Dem Gesetz zufolge muss vor dem Ehevertrag das Alter der Braut festgestellt
werden. Nur ein kleiner Teil der Bevdlkerung besitzt Geburtsurkunden. Quellen zufolge ist die frihe Heirat weiterhin
verbreitet. Gemall dem EVAW-Gesetz werden Personen, die Zwangsehen bzw. Frihverheiratung arrangieren, fur
mindestens zwei Jahre inhaftiert; dennoch halt sich die Umsetzung dieses Gesetzes in Grenzen (USDOS 20.4.2018). Im
Rahmen von Traditionen geben arme Familien ihre Madchen im Gegenzug fir "Brautgeld" zur Heirat frei, wenngleich
diese Praxis in Afghanistan illegal ist. Lokalen NGOs zufolge, werden manche Madchen im Alter von sechs oder sieben
Jahren zur Heirat versprochen - unter der Voraussetzung, die Ehe wirde bis zum Erreichen der Pubertat nicht
stattfinden. Berichte deuten an, dass diese "Aufschiebung" eher selten eingehalten wird. Medienberichten zufolge
existiert auch das sogenannte "Opium-Braut-Phdanomen", dabei verheiraten Bauern ihre Téchter, um Schulden bei
Drogenschmugglern zu begleichen (USDOS 3.3.2017).

Familienplanung und Verhutung

Das Recht auf Familienplanung wird von wenigen Frauen genutzt. Auch wenn der weit Uberwiegende Teil der
afghanischen Frauen Kenntnisse Uber Verhitungsmethoden hat, nutzen nur etwa 22% (Uberwiegend in den Stadten
und gebildeteren Schichten) die entsprechenden Médglichkeiten (AA 5.2018). Ohne Diskriminierung, Gewalt und
Notigung durch die Regierung steht es Paaren frei, ihren Kinderwunsch nach ihrem Zeitplan, Anzahl der Kinder usw. zu
verwirklichen. Es sind u.a. die Familie und die Gemeinschaft, die Druck auf Paare zur Reproduktion austiben (USDOS
3.3.2017). Auch existieren keine Berichte zu Zwangsabtreibungen, unfreiwilliger Sterilisation oder anderen
zwangsverabreichten VerhUtungsmitteln zur Geburtenkontrolle (USDOS 20.4.2018). Viele Frauen gebdren Kinder
bereits in sehr jungem Alter (AA 5.2018; vgl. USDOS 3.3.2017).

Orale Empfangnisverhttungsmittel, Intrauterinpessare, injizierbare Verhitungsmethoden und Kondome sind
erhéaltlich; diese werden kostenfrei in offentlichen Gesundheitskliniken und zu subventionierten Preisen in
Privatkliniken und durch Community Health Workers (CHW) zur Verflgung gestellt (USDOS 3.3.2017).

Ehrenmorde

Ehrenmorde an Frauen werden typischerweise von einem mannlichen Familien- oder Stammesmitglied veribt (BFA
Staatendokumentation 3.7.2014) und kommen auch weiterhin vor (USDOS 3.3.2017). Laut AIHRC waren von 277
Mordfallen an Frauen im Jahr 2017 136 Eherenmorde (AIHRC 11.3.2018; vgl. Tolonews 11.3.2018).

Afghanische Expert/innen sind der Meinung, dass die Zahl der Mordfélle an Frauen und Madchen viel héher ist, da sie
normalerweise nicht zur Anzeige gebracht werden. Der Grund dafiir ist das Misstrauen eines Grof3teils der
afghanischen Bevdlkerung in das juristische System (KP 23.3.2016).

Reisefreiheit

Es existieren gewisse Sicherheitsbedenken, wenn Frauen alleine reisen: Manchmal ist es der Vater, der seiner Tochter
nicht erlaubt alleine zu reisen und manchmal ist es die Frau selbst, die nicht alleine reisen will. In vielen Firmen,
offentlichen Institutionen sowie NGOs ist die Meinung verbreitet, dass Frauen nicht alleine in die Distrikte reisen



sollten und es daher besser sei einen Mann anzustellen. Doch hat sich die Situation wesentlich verbessert. So kann
nach eigener Aussage eine NGO-Vertreterin selbst in unsichere Gegenden reisen, solange sie sich dabei an die
ortlichen Gegebenheiten halt, also lokale Kleidungsvorschriften einhdlt (z. B. tragen einer Burga) und sie die lokale
Sprache kennt (BFA Staatendokumentation 4.2018).

Wahrend friherer Regierungen (vor den Taliban) war das Tragen des Chador bzw. des Hijab nicht verpflichtend - eine
Frau konnte auch ohne sie auRer Haus gehen, ohne dabei mit negativen Konsequenzen rechnen zu mussen. In der
Stadt Mazar-e Sharif wird das Tragen des Hijab heute nicht so streng gehandhabt, wie in den umliegenden Gegenden.
Andere Provinzen sind bei diesem Thema viel strenger. In Mazar-e Sharif kénnte es in Einzelfallen sogar méglich sein,
ganz auf den Hijab zu verzichten, ohne behelligt zu werden. Garantie besteht darauf naturlich keine (BFA
Staatendokumentation 4.2018).

Frauen in Afghanistan ist es zwar nicht verboten Auto zu fahren, dennoch tun dies nur wenige. In unzahligen
afghanischen Stadten und Dorfern, werden Frauen hinter dem Steuer angefeindet etwa von Gemeindevorstanden,
Talibansympathisanten oder gar Familienmitgliedern. Viele Eltern unterstitzen zwar grundsatzlich die Idee ihren
Tochtern das Autofahren zu erlauben, haben jedoch Angst vor o6ffentlichen Repressalien. Die Hauptstadt Kabul ist
landesweit einer der wenigen Orte, wo autofahrende Frauen zu sehen sind. In Kabul sowie in den Stadten Mazar-e
Sharif, Herat und Jalalabad gibt es einige Fahrschulen; in Kabul sogar mehr als 20 Stick. An ihnen sind sowohl Frauen
als auch Manner eingeschrieben. In Kandahar zum Beispiel sind Frauen generell nur selten alleine aul3er Haus zu
sehen - noch seltener als Lenkerin eines Fahrzeugs. Jene, die dennoch fahren, haben verschiedene Strategien um ihre
Sicherheit zu gewahrleisten. Manche tragen dabei einen Nigab, um unerkannt zu bleiben (BFA Staatendokumentation
4.2018).

Weibliche Genitalverstimmelung ist in Afghanistan nicht tblich (AA 5.2018).
2. Beweiswurdigung:

Die Landerfeststellungen grinden auf den jeweils angefiihrten Landerberichten angesehener staatlicher und
nichtstaatlicher Einrichtungen des Landerinformationsblattes der Staatendokumentation, Afghanistan, Stand
23.11.2018. Angesichts der Seriositat der Quellen und der Plausibilitat ihrer Aussagen besteht kein Grund, an der
Richtigkeit der Angaben zu zweifeln, sodass sie den Feststellungen zur Situation in Afghanistan zugrunde gelegt

werden konnten.

Auf Grund der glaubwirdigen Angaben der Beschwerdefiihrer zu ihrer Nationalitat, Ethnie und zu ihrer regionalen

Herkunft konnten diese ebenso den Feststellungen zugrunde gelegt werden.

In der mundlichen Beschwerdeverhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht hinterlie® die BF1 durch ihr Auftreten
und die Spontanitat ihrer Antworten einen in jeder Hinsicht glaubwtirdigen und tiberzeugenden Eindruck. Nach der Art
ihres Auftretens und ihres Kommunizierens handelt es sich bei der BF1 um eine Frau, die sich der sozio-kulturellen
Problematik der Stellung der Frau in Afghanistan bewusst ist. Dies zeigte sich insbesondere, als die BF1 anfihrte, dass
sie es schitze sich in Osterreich als Mensch zu fuhlen und sich nicht an die strengen Kleidervorschriften halten zu
mussen. Sie erlernt die deutsche Sprache, verlasst alleine das Haus und ist es ihr zudem wichtig, einer Erwerbstatigkeit
nachzugehen, um damit Unabhangigkeit zu erlangen. Die BF1 vermittelte in der mundlichen Verhandlung sehr
glaubhaft, dass sie nach ihren eigenen Bedurfnissen und damit selbstbestimmt zu leben beabsichtigt. Ihr Leben in
Osterreich unterscheidet sich - auch in der Freizeitgestaltung - nicht von dem Leben, welches andere Frauen in
Osterreich fiihren. Aus all dem geht hervor, dass die BF1 das - mit ihrer derzeitigen Lebensweise in Widerspruch
stehende - konservativ-afghanische Frauenbild und die konservativ-afghanische Tradition ablehnt.

3. Rechtliche Beurteilung:

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Gegenstandlich liegt Einzelrichterzusténdigkeit vor.

GemafR§ 1 VWGVG regelt dieses Bundesgesetz das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des
Bundesfinanzgerichtes.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
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die Bestimmungen der BAO, des AgrVG und des DVG und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in
Bundes- oder Landesgesetzen sinngemdR anzuwenden, die die Behérde in dem dem Verfahren vor dem
Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte. Entgegenstehende
Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits
kundgemacht sind, bleiben unberuhrt (8 58 Abs. 2 VWGVG, in der Fassung BGBI. | Nr. 122/2013).

§ 1 BFA-VG, BGBI | 2012/87 idFBGBL | 2013/144 bestimmt, dass dieses Bundesgesetz allgemeine
Verfahrensbestimmungen beinhaltet, die fir alle Fremden in einem Verfahren vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen
und Asyl, vor Vertretungsbehdrden oder in einem entsprechenden Beschwerdeverfahren vor dem
Bundesverwaltungsgericht gelten. Weitere Verfahrensbestimmungen im AsylG 2005 und FPG bleiben unberihrt.
Gemal? 88 16 Abs. 6 und 18 Abs. 7 BFA-VG sind die 88 13 Abs. 2 bis 5 und 22 VWGVG nicht anwendbar.

Mit 01.01.2006 ist das Bundesgesetz Uber die Gewahrung von Asyl in Kraft getreten (AsylG 2005) und ist auf die ab
diesem Zeitpunkt gestellten Antrége auf internationalen Schutz, sohin auch auf den vorliegenden, anzuwenden.

A)

A1) GemaR § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Osterreich einen Asylantrag gestellt hat, soweit der Antrag
nicht gemaRl 88§ 4, 4a oder 5 AsylG 2005 zurlickzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn
glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK droht (vgl. auch die
Verfolgungsdefinition in § 2 Abs. 1 Z 11 AsylG 2005, die auf Art. 9 der Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April
2004 Uber Mindestnormen fur die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehdérigen oder Staatenlosen als
Flichtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz bendtigen, und Uber den Inhalt des zu
gewahrenden Schutzes, ABl. 2004 Nr. L 304/12 [Statusrichtlinie] verweist). Damit will der Gesetzgeber an die
Gesamtheit der aufeinander bezogenen Elemente des Flichtlingsbegriffs der GFK anknipfen (VwWGH 24.3.2011,
2008/23/1443). GemaR § 3 Abs. 3 AsylG 2005 ist der Asylantrag bezlglich der Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten abzuweisen, wenn dem Fremden eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11 AsylG 2005) offen steht
oder wenn er einen Asylausschlussgrund (8 6 AsylG 2005) gesetzt hat.

Fltchtling iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK (idF des Art. 1 Abs. 2 des Protokolls Uber die Rechtsstellung der Fluchtlinge
BGBI. 78/1974) - deren Bestimmungen gemal3§ 74 AsylG 2005 unberUhrt bleiben - ist, wer sich "aus wohlbegrindeter
Furcht, aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehdrigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der
politischen Gesinnung verfolgt zu werden, aul3erhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im
Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich
auBerhalb des Landes seines gewdhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese
Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurtckzukehren." (vgl. VfSlg. 19.086/2010; VfGH 12.6.2010, U 613/10)

Zentraler Aspekt dieses Flichtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegriindete Furcht vor Verfolgung. Wohlbegriindet kann
eine Furcht nur dann sein, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers und unter BerUcksichtigung der
Verhéltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (vgl. zB VwGH 22.12.1999, 99/01/0334; 21.12.2000,
2000/01/0131; 25.1.2001,2001/20/0011; 17.3.2009, 2007/19/0459; 28.5.2009, 2008/19/1031). Es kommt nicht darauf
an, ob sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsachlich fiirchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft
begabte Person in dieser Situation (aus Konventionsgriinden) flrchten wirde (vgl. VWGH 19.12.2007, 2006/20/0771;
17.3.2009, 2007/19/0459; 28.5.2009, 2008/19/1031; 6.11.2009, 2008/19/0012). Unter Verfolgung ist ein
ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitat in die zu schitzende persdnliche Sphare des Einzelnen zu
verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des
Schutzes des Heimatstaates bzw. der Rickkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begrinden. Eine
Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maRgeblichen Wahrscheinlichkeit droht; die
entfernte Mdglichkeit einer Verfolgung genlgt nicht (VwGH 21.12.2000, 2000/01/0131; 25.1.2001,2001/20/0011;
28.5.2009, 2008/19/1031. Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Grinde haben, welche Art. 1
Abschnitt A Z 2 GFK nennt (VWGH 9.9.1993, 93/01/0284; 15.3.2001,99/20/0128; 23.11.2006,2005/20/0551); sie muss
Ursache dafur sein, dass sich der Asylwerber auBerhalb seines Heimatlandes bzw. des Landes seines vorigen
Aufenthaltes befindet.

Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwWGH 28.3.1995,95/19/0041; 27.6.1995,
94/20/0836; 23.7.1999,99/20/0208; 21.9.2000,99/20/0373; 26.2.2002,99/20/0509 mwN; 12.9.2002,99/20/0505;
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17.9.2003, 2001/20/0177; 28.10.2009, 2006/01/0793; 23.2.2011, 2011/23/0064) ist eine Verfolgungshandlung nicht nur
dann relevant, wenn sie unmittelbar von staatlichen Organen (aus Grinden der GFK) gesetzt worden ist, sondern auch
dann, wenn der Staat nicht gewillt oder nicht in der Lage ist, Handlungen mit Verfolgungscharakter zu unterbinden, die
nicht von staatlichen Stellen ausgehen, sofern diese Handlungen - wirden sie von staatlichen Organen gesetzt -
asylrelevant waren. Eine von dritter Seite ausgehende Verfolgung kann nur dann zur Asylgewahrung fuhren, wenn sie
von staatlichen Stellen infolge nicht ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt nicht abgewandt werden kann
(VWGH 22.3.2000, 99/01/0256 mwN).

Von einer mangelnden Schutzfahigkeit des Staates kann nicht bereits dann gesprochen werden, wenn der Staat nicht
in der Lage ist, seine Blrger gegen jedwede Ubergriffe Dritter praventiv zu schitzen (vwGH 13.11.2008, 2006/01/0191;
28.10.2009, 2006/01/0793;19.11.2010, 2007/19/0203; 23.2.2011, 2011/23/0064; 24.3.2011, 2008/23/1101). Fur die
Frage, ob eine ausreichend funktionierende Staatsgewalt besteht - unter dem Fehlen einer solchen ist nicht "zu
verstehen, dass die mangelnde Schutzfahigkeit zur Voraussetzung hat, dass Uberhaupt keine Staatsgewalt besteht"
(VWGH 22.3.2000, 99/01/0256) -, kommt es darauf an, ob jemand, der von dritter Seite (aus den in der GFK genannten
Grinden) verfolgt wird, trotz staatlichem Schutz einen - asylrelevante Intensitat erreichenden - Nachteil aus dieser
Verfolgung mit mal3geblicher Wahrscheinlichkeit zu erwarten hat (vgl. VwGH 22.3.2000, 99/01/0256 im Anschluss an
Goodwin-Gill, The Refugee in International Law2 [1996] 73; weiters VWGH 26.2.2002, 99/20/0509 mwN; 20.9.2004,
2001/20/0430;  17.10.2006,2006/20/0120;  13.11.2008,2006/01/0191; 28.10.2009, 2006/01/0793; 19.11.2010,
2007/19/0203; 23.2.2011, 2011/23/0064; 24.3.2011, 2008/23/1101). Fur einen Verfolgten macht es namlich keinen
Unterschied, ob er auf Grund staatlicher Verfolgung mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit einen Nachteil zu erwarten
hat oder ob ihm dieser Nachteil mit derselben Wahrscheinlichkeit auf Grund einer Verfolgung droht, die von anderen
ausgeht und die vom Staat nicht ausreichend verhindert werden kann. In diesem Sinne ist die oben verwendete
Formulierung zu verstehen, dass der Herkunftsstaat "nicht gewillt oder nicht in der Lage" sei, Schutz zu gewahren
(VWGH 26.2.2002, 99/20/0509). In beiden Fallen ist es dem Verfolgten nicht méglich bzw. im Hinblick auf seine
wohlbegrindete Furcht nicht zumutbar, sich des Schutzes seines Heimatlandes zu bedienen (vgl. VWGH 22.3.2000,
99/01/0256; 13.11.2008, 2006/01/0191; 28.10.2009, 2006/01/0793; 19.11.2010, 2007/19/0203; 23.2.2011, 2011/23/0064;
24.3.2011, 2008/23/1101).

Wenn Asylsuchende in bestimmten Landesteilen vor Verfolgung sicher sind und ihnen insoweit auch zumutbar ist, den
Schutz ihres Herkunftsstaates in Anspruch zu nehmen, bedurfen sie nicht des Schutzes durch Asyl (vgl. zB VwGH
24.3.1999, 98/01/0352 mwN; 15.3.2001,99/20/0036). Damit ist nicht das Erfordernis einer landesweiten Verfolgung
gemeint, sondern vielmehr, dass sich die asylrelevante Verfolgungsgefahr fur den Betroffenen - mangels zumutbarer
Ausweichmoglichkeit innerhalb des Herkunftsstaates - im gesamten Herkunftsstaat auswirken muss (VwSlg. 16.482
A/2004). Das Zumutbarkeitskalkul, das dem Konzept einer "internen Flucht- oder Schutzalternative" (VwSlg. 16.482
A/2004) innewohnt, setzt daher voraus, dass der Asylwerber dort nicht in eine ausweglose Lage gerat, zumal da auch
wirtschaftliche Benachteiligungen dann asylrelevant sein kdnnen, wenn sie jede Existenzgrundlage entziehen (VWGH
8.9.1999, 98/01/0614, 29.3.2001, 2000/20/0539; 17.3.2009, 2007/19/0459).

Der Verwaltungsgerichtshof hat zur Situation der afghanischen Frauen unter der Herrschaft der Taliban festgehalten:
"Betrachtet man die [...] Eingriffe der Taliban in die Lebensbedingungen der afghanischen Frauen in ihrer Gesamtheit,
so kann [...] kein Zweifel bestehen, dass hier einer der Falle vorliegt, in denen eine Summe von Vorschriften gegen eine
bestimmte Bevolkerungsgruppe in Verbindung mit der Art ihrer Durchsetzung von insgesamt so extremer Natur ist,
dass die Diskriminierung das AusmaR einer Verfolgung im Sinne der Fliichtlingskonvention erreicht. In dieser Hinsicht
ist abgesehen von anderen bizarren Aspekten des von den Taliban errichteten - und in der Praxis als Grundlage fur
willkiirliche Gewaltanwendung benutzten - Regelwerks vor allem auf die systematische Behinderung der medizinischen
Versorgung hinzuweisen, die zumindest im Umkreis der zuvor auch der weiblichen Bevélkerung zuganglichen
Einrichtungen eine unmittelbare Bedrohung des Lebens bedeutete. Schon das Fehlen der auch nur den
Mindestanforderungen der Menschlichkeit entsprechenden Ausnahmen von den verordneten Regeln in Bezug auf den
jederzeit moglichen Bedarf nach einer arztlichen Behandlung kennzeichnet den Verfolgungscharakter dieser Form von
Repression. Der zusatzlichen Betroffenheit etwa infolge fehlender Mittel zum Unterhalt oder durch das Fehlen
mannlicher Angehdriger, um sich "ausfihren" lassen zu kénnen oder Lebensmittel ins Haus zu bringen, bedarf es dazu
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nicht mehr. Erreichen die diskriminierenden Regeln selbst die asylrechtlich erforderliche Verfolgungsintensitat, so
kommt es auch auf zusatzliche UnverhaltnismaRigkeiten im Falle des Zuwiderhandelns und mithin darauf, ob vom
konkret betroffenen Asylwerber ein Zuwiderhandeln zu erwarten ware, nicht an ..." (VwGH 16.4.2002, 99/20/0483).

Davon ausgehend, haben der unabhdngige Bundesasylsenat und der Asylgerichtshof in Uberwiegender
Rechtsprechung die Ansicht vertreten, dass die Situation der afghanischen Frauen auch nach dem Sturz der Taliban als
Verfolgung iSd GFK zu beurteilen ist. So heif3t es im Erk. AsylGH 19.12.2008, C6 267.439-0/2008: "Am Beispiel der die
Frauen und Madchen betreffenden Einschrankungen der Bewegungsfreiheit [...] wird anschaulich, dass afghanische
Frauen de facto einer Verletzung in grundlegenden Rechten ausgesetzt sind. Den Feststellungen zu Folge bestehen
nach wie vor gesellschaftliche Normen dahingehend, dass Frauen sich nur bei Vorliegen bestimmter Grinde alleine
auBerhalb ihres Wohnraumes bewegen sollen. Widrigenfalls haben Frauen mit Beschimpfungen und Bedrohungen zu
rechnen bzw. sind der Gefahr willkiirlicher Ubergriffe ausgesetzt. Einer afghanischen Frau ist es daher auch derzeit
nicht méglich, sich ungehindert und sicher in der Offentlichkeit zu bewegen. Hinsichtlich des [..] Zugangs zu
bestmoglicher Gesundheitsversorgung ist auszuflhren, dass - den Feststellungen zu Folge - derzeit selbst eine lediglich
minimale Gesundheitsversorgung den afghanischen Frauen nach wie vor de facto dadurch vorenthalten ist, dass
Frauen durch ménnliche Arzte nicht behandelt werden diirfen und es nicht ausreichend Arztinnen in Afghanistan gibt,
so dass gerade im Bereich der Frauenheilkunde und Geburtshilfe ein Gesundheitsproblem von besonders
schwerwiegendem Ausmal3 besteht."

Aus dem festgestellten Sachverhalt ergibt sich, dass die Furcht der BF1 vor Verfolgung im Sinne der GFK
wohlbegrindet ist.

Im Falle einer Ruckkehr nach Afghanistan ware die BF1 zunachst mit einer fUr sie prekdren Sicherheitslage
konfrontiert. Das bedeutet, dass fur sie in fast allen Teilen Afghanistans ein erhdhtes Risiko besteht, Eingriffen in ihre
physische Integritdt und Sicherheit ausgesetzt zu sein. Den Feststellungen zufolge ist dieses Risiko sowohl als
generelle, die afghanischen Frauen betreffende Gefahrdung zu sehen (Risiko, Opfer einer Vergewaltigung oder eines
sonstigen Ubergriffs bzw. Verbrechens zu werden), als auch als spezifische Gefdhrdung, bei nonkonformem Verhalten
(d.h. bei VerstdRBen gegen gesellschaftliche oder religidse Normen, wie beispielsweise Bekleidungsvorschriften, die
Gewabhrleistung des Schulbesuchs der Kinder oder eine Berufsausiibung auBerhalb des Hauses) einer "Bestrafung"”
ausgesetzt zu sein. Aus beiden Aspekten resultierend ist die BF1 im Fall ihrer Rickkehr nach Afghanistan mit einer
Situation konfrontiert, in der sie in der Ausibung grundlegender Menschenrechte beeintrachtigt ist.

Fur die BF1 wirkt sich die derzeitige Situation in Afghanistan so aus, dass sie als Frau im Falle einer Rickkehr einem
Klima standiger latenter Bedrohung, struktureller Gewalt und unmittelbaren Einschrédnkungen und - durch das
Bestehen dieser Situation - einer Reihe von Menschenrechtsverletzungen ausgesetzt ist. Hinzu tritt, dass es sich bei der
BF1 um eine Frau mit einer persdnlichen Wertehaltung handelt, die im Gegensatz zu dem in Afghanistan
vorherrschenden und das traditionell-religiése Rollenbild der Frau pragende Werteverstandnis steht, sodass sie
insofern einem erhdhten Gefahrdungsrisiko unterliegt.

Zwar stellen diese Umstande keine Eingriffe von "offizieller" Seite dar, d. h. sie sind von der gegenwartigen
afghanischen Regierung an sich nicht angeordnet, andererseits ist es der Zentralregierung auch nicht moglich, fur die
umfassende Gewahrleistung grundlegender Rechte und Freiheiten hinsichtlich der Bevdlkerungsgruppe der
afghanischen Frauen Sorge zu tragen. Nach standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes kommt - wie
bereits erwahnt - auch von privaten Personen oder Gruppierungen ausgehender Verfolgung asylrechtliche Relevanz
zu, wenn der Staat nicht in der Lage oder nicht gewillt ist, Schutz zu gewahren. Zum gegenwartigen Zeitpunkt bestehen
in Afghanistan weder ein funktionierender Polizei- noch ein funktionierender Justizapparat. DarUber hinaus ist nicht
davon auszugehen, dass im Wirkungsbereich einzelner lokaler Machthaber effektive Mechanismen zur Verhinderung
von Ubergriffen und Einschrankungen gegeniiber Frauen bestiinden; ganz im Gegenteil liegt den Lénderfeststellungen
zufolge ein derartiges Vorgehen gegenuber Frauen teilweise ganz im Sinne der lokalen Machthaber. Fur die BF1 ist
damit nicht mit ausreichender Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, dass sie als Frau, die das streng konservativ-
afghanische Frauenbild und die konservativ-afghanische Tradition ablehnt und aus diesem Grund beflrchten muss,
Opfer von Ubergriffen und Einschrénkungen zu werden, ausreichenden Schutz im Herkunftsstaat finden kann. Die sie
im Falle einer Ruckkehr nach Afghanistan bedrohende Situation ist in ihrer Gesamtheit von asylrelevanter Intensitat.

Ein in seiner Intensitat asylrelevanter Eingriff in die vom Staat zu schitzende Sphare des Einzelnen fuhrt dann zur
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Fluchtlingseigenschaft, wenn er an einem in Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK festgelegten Grund, namlich die Rasse, Religion,
Nationalitat, Zugehdrigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder politische Gesinnung anknupft. Fur die
Qualifikation der Verfolgung hinsichtlich der in der GFK genannten Verfolgungsmotive kommt im Fall der
Beschwerdefiihrerin einerseits ihrer Ablehnung der in Afghanistan vorherrschenden sozio-kulturellen und religids
gepragten Wertvorstellungen entscheidungswesentliche Bedeutung zu, da nach der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes eine Verfolgung aus religiosen Grinden auch dann vorliegen kann, wenn die Eingriffe
deshalb erfolgen, weil die verfolgte Person sich weigert, sich den mit der Religion verbundenen Riten und Gebrauchen
ganz oder teilweise zu unterwerfen (vgl. z.B. VWGH 25.1.2011, 98/20/0555; siehe ferner Putzer, Asylrecht? 45 mwN).
Andererseits kommt im Fall der Beschwerdeflhrerin ihrer Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe als
Ursache des drohenden Eingriffs eine herausragende Bedeutung zu. Generell wird eine soziale Gruppe durch
Merkmale konstituiert, die der Disposition der betreffenden Personen entzogen sind, beispielsweise das Geschlecht.
Frauen stellen eine derartige "besondere soziale Gruppe" im Sinne der GFK dar (vgl. etwa Kéfner/Nicolaus, Grundlagen
des Asylrechts in der Bundesrepublik Deutschland, II, 456).

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes kdnnen Frauen Asyl beanspruchen, die aufgrund eines
gelebten "westlich" orientierten Lebensstils bei Riickkehr in ihren Herkunftsstaat verfolgt wirden (vgl. etwa VWGH vom
28. Mai 2014, Ra 2014/20/0017- 0018, mwN). Gemeint ist damit eine von ihnen angenommene Lebensweise, in der die
Anerkennung, die Inanspruchnahme oder die Austibung ihrer Grundrechte zum Ausdruck kommt. Voraussetzung ist,
dass diese Lebensflihrung zu einem solch wesentlichen Bestandteil der Identitdt der Frauen geworden ist, dass von
ihnen nicht erwartet werden kann, dieses Verhalten im Heimatland zu unterdriicken, um einer drohenden Verfolgung
wegen Nichtbeachtung der herrschenden politischen und/oder religidsen Normen zu entgehen. Dabei kommt es nicht
darauf an, dass diese Verfolgung vom Heimatstaat ausg

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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